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In eigener Sache 

 

Obwohl das Jahr gefühlt doch gerade erst begonnen hatte, beginnt draußen der Herbst und es gibt im 

Supermarkt auch schon wieder Lebkuchen. Für die kommenden gemütlichen Stunden erhalten Sie heute 

unsere neue Mandanteninformation. 

 

Wir freuen uns, dass Frau Nele Harpke-Gläser ab dem 01.10.2023 in unserem Büro als Rechtsanwältin 

beginnen wird. Frau Harpke-Gläser hat Rechtswissenschaften an der Europauniversität Viadrina Frankfurt 

(Oder) und der Universität Leipzig studiert. Ihr Referendariat absolvierte sie unter anderem am 

Landgericht Leipzig, am Finanzamt Leipzig und dem Universitätsklinikum Leipzig. Ab Juli 2020 war Frau 

Harpke-Gläser Richterin beim Landgericht Dessau-Roßlau und beim Amtsgericht Wittenberg tätig. Sie 

wird Ihnen zukünftig als Ansprechpartnerin im Zivilrecht, insbesondere im privaten Baurecht sowie im 

gesamten Bereich des Immoblienrechts zur Verfügung stehen. Ein weiterer Schwerpunkt wird der 

kommunale Datenschutz sowie das Hinweisgeberschutzgesetz sein. Wir freuen uns auf die 

Zusammenarbeit mit ihr. 

 

Seit dem 01.09.2023 ist uns außerdem Herr Rechtsreferendar Timo Klann zur Ausbildung zugewiesen. 

Herr Klann hat an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg Rechtswissenschaft mit dem 

Schwerpunkt „Staat und Verwaltung“ studiert und absolviert seit 2022 seinen juristischen 

Vorbereitungsdienst in Sachsen-Anhalt. Auch hier freuen wir uns auf die Zusammenarbeit. 

 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre! 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte 
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Bundesarbeitsgericht: (Kein) Verwertungsverbot bei offener Videoüberwachung 

 

Mit seinem Urteil vom 29.06.2023 - 2 AZR 296/22 entschied das Bundesarbeitsgericht, dass in einem 

Kündigungsschutzprozess grundsätzlich kein Verwertungsverbot von Aufzeichnungen aus einer offenen 

Videoüberwachung bestehe, wenn ein vorsätzlich vertragswidriges Verhalten des Arbeitnehmers belegt 

werden soll. Dies gelte sogar dann, wenn die Überwachungsmaßnahme des Arbeitgebers nicht 

vollständig im Einklang mit den Vorgaben des Datenschutzrechts steht. 

 

Der beklagte Arbeitgeber warf seinem ehemaligen Arbeitnehmer vor, am 02.06.2018 eine sogenannte 

Mehrarbeitsschicht in der Absicht nicht geleistet zu haben, diese gleichwohl vergütet zu bekommen. 

Unstreitig war der Arbeitnehmer an diesem Tag und vor Schichtbeginn auf dem Werksgelände erschienen 

und hatte sich mithilfe seines Dienstausweises elektronisch als „anwesend“ gemeldet. Jedoch überprüfte 

der Arbeitgeber auf einen anonymen Hinweis hin die Aufzeichnungen der offenen Videoüberwachung 

des Betriebsgeländes. Auf diesen Aufzeichnungen war zu sehen, dass der Arbeitnehmer das 

Betriebsgelände bereits vor Schichtbeginn wieder verlassen hatte. Der Arbeitnehmer hat hingegen 

behauptet, dass er am 02.06.2018 in seiner ihm zugeteilten Schicht gearbeitet hätte. Er war der 

Auffassung, dass die Aufzeichnungen der Videoüberwachung im Kündigungsschutzprozess wegen 

datenschutzrechtlicher Fehler nicht eingebracht und verwertet werden dürften. 

 

Die Vorinstanzen haben dem Arbeitnehmer Recht gegeben. Das Bundesarbeitsgericht hingegen hat dem 

Arbeitgeber überwiegend Recht gegeben.  

 

Die Kündigung sei rechtmäßig gewesen und insbesondere überwiege das Allgemeine 

Persönlichkeitsrecht bzw. das Recht auf informationelle Selbstbestimmung des Arbeitnehmers nicht, 

wenn dieser vorsätzlich Pflichten zulasten des Arbeitgebers verletzt. Dies sei auch dann der Fall, wenn der 

Arbeitgeber möglicherweise nicht sämtlichen datenschutzrechtlichen Informations- und 

Hinweispflichten beachtet habe, weil der Arbeitnehmer „sehenden Auges“ seine Pflichtverletzung 

aufzeichnen ließ.  

 

Weil die Tatsachenfeststellungen des Landesarbeitsgerichts jedoch darüber hinaus unzureichend waren, 

hat das Bundesarbeitsgericht auf die erfolgreiche Revision hin das Verfahren an das Landesarbeitsgericht 

zur weiteren Sachverhaltsfeststellung zurückverwiesen. Dabei gab das Bundesarbeitsgericht dem 

Landesarbeitsgericht Hinweise mit einem Umfang von ca. sieben Seiten, wie, in welcher Reihenfolge und 

unter welchen Bedingungen der Sachverhalt weiter festzustellen sei. Insbesondere davon betroffen ist 

die Frage, ob der Arbeitnehmer möglicherweise erneut das Betriebsgelände betreten hatte und 

anschließend seiner Arbeitskraft nachgekommen sei. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler  



- 5 - 

 

Bundesarbeitsgericht: Profifußball und Vertragsverlängerungsklauseln 

 

Mit seinem Urteil vom 24.05.2023 – 7 AZR 169/22, entschied das Bundesarbeitsgericht, dass nach 

Einsätzen bemessene Vertragsverlängerungsklauseln auch im Zuge der Corona-Pandemie an ihrem 

Wortlaut zu bemessen sind. Weder durch ergänzende Vertragsauslegung noch aufgrund des Instituts der 

Störung der Geschäftsgrundlage könne ein Profifußballer geltend machen, dass sich sein Vertrag 

aufgrund der Klausel verlängert habe, obwohl er nicht genügend Einsätze in Meisterschaftsspielen 

gesammelt hatte. Der Volltext der Begründung ist noch nicht veröffentlicht.  

 

Der klagende Arbeitnehmer war in der Saison 2019/2020 Profifußballer beim beklagten Arbeitgeber. Die 

erste Mannschaft spielte in der Regionalliga Südwest des DFB. Der Vertrag des Spielers war befristet bis 

zum 03.06.2020 und enthielt eine vertragliche Regelung, nach der sich der Vertrag um eine weitere 

Spielzeit verlängert, sofern der Kläger auf mindestens 15 Einsätze mit einer Einsatzdauer von mindestens 

45 Minuten in Meisterschaftsspielen kommt. Bis Mitte Februar des Jahres 2020 setzte der Verein den 

Spieler 12-mal ein. Bis Mitte März des Jahres 2020 folgten keine weiteren Einsätze. Anschließend wurde 

die Saison pandemiebedingt abgebrochen.  

 

Der Spieler war der Auffassung, dass sein Vertrag nicht durch Befristungsablauf zum 30.06.2020 endete, 

sondern dieser sich (automatisch) um eine weitere Spielzeit verlängert habe. Aufgrund des ungeplanten 

Saisonabbruchs sei die Verlängerungsklausel entsprechend ergänzend auszulegen, weil die 

Vertragsparteien bei Kenntnis der geringeren Spieltagszahl auch eine geringere Anzahl an benötigten 

Einsätzen vereinbart hätten. 

 

Das Landesarbeitsgericht Hessen hatte in der Vorinstanz bereits die Klage des Spielers abgewiesen. Auch 

das Bundesarbeitsgericht sah keinen Raum für die automatische Verlängerung der Vertragslaufzeit um 

eine weitere Spielzeit. Das Bundesarbeitsgericht weist in seiner Pressemitteilung jedoch ausdrücklich 

darauf hin, dass für die Entscheidung unerheblich war, ob die Klausel bezüglich der Vertragsverlängerung 

bei einer Mindestzahl an Einsätzen im Profisport überhaupt wirksam ist. Offenbar bestanden auch 

insofern Zweifel. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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OVG Saarlouis: bauaufsichtliches Einschreiten zur Herstellung einer 

Brandmeldeanlage 

 

Das OVG Saarlouis hatte mit Beschluss vom 15.06.2023 – 2 B 37/23 in einem Eilverfahren über eine 

Anordnung der Bauaufsichtsbehörde zur Herstellung einer Brandmeldeanlage zu entscheiden. Betroffen 

war ein größeres Bürogebäude. Die Baugenehmigung sah die Ausführung einer Brandmeldeanlage vor. 

Im Rahmen einer Gefahrenverhütungsschau wurde festgestellt, dass die Brandmeldeanlage nicht mehr 

funktionierte. Ersatzteile waren aber nicht mehr zu beschaffen. Die Grundstückseigentümerin verwies 

darauf, dass der Mieter im Mietvertrag die Verpflichtung zur Instandhaltung der Brandmeldeanlage 

übernommen habe. Zwischen den Mietvertragsparteien war aber streitig, ob diese Regelung auch den 

Austausch der Brandmeldeanlage umfasst.  

 

Die Bauaufsichtsbehörde verpflichtete daraufhin die Grundstückseigentümerin, „die derzeit nicht 

funktionsfähige Brandmeldeanlage“ in Stand zu setzen. Bis dahin sollte deren Ausfall durch geeignete 

Maßnahmen wie eine mobile Brandmeldeanlage oder eine Brandwache kompensiert werden. Der 

Sofortvollzug wurde angeordnet und Zwangsgelder angedroht. 

 

Das Verwaltungsgericht des Saarlandes und das Oberverwaltungsgericht Saarlouis haben im hiergegen 

gerichteten Eilverfahren die Anträge der Grundstückseigentümerin zurückgewiesen. Die bauaufsichtliche 

Anordnung sei nicht schon deshalb rechtswidrig, weil etwas Unmögliches verlangt werde. Zwar könne 

die bestehende Anlage mangels Verfügbarkeit von Ersatzteilen nicht mehr in Stand gesetzt werden. Die 

Verpflichtung der Eigentümerin lasse sich aber dahingehend auslegen, dass sie eine funktionsfähige 

Anlage gemäß den Festlegungen der Baugenehmigung herzustellen habe.  

 

Die Befugnis der Bauaufsichtsbehörde folge aus der baurechtlichen Generalklausel, wonach die Behörden 

die erforderlichen Maßnahmen treffen können, um die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

sicherzustellen. Dabei seien an die Gefahren- und Wahrscheinlichkeitsbeurteilung im Zusammenhang 

mit brandschutzrechtlichen Anforderungen keine übermäßig hohen Anforderungen zu stellen, weil mit 

der Entstehung eines Brandes praktisch jederzeit gerechnet werden müsse und ein Gebäudebrand 

regelmäßig mit erheblichen Gefahren für Leben und Gesundheit von Personen einhergehe.  

 

Die Bauaufsichtsbehörde habe ihr Ermessen bei der Störerauswahl auch fehlerfrei ausgeübt. Zwar sei es 

in der Regel ermessensgerecht, von einem grundsätzlichen Vorrang der Inanspruchnahme des 

Handlungsstörers beim Zusammentreffen von Handlungs- und Zustandsstörer auszugehen, soweit nicht 

die Wirksamkeit der Maßnahme eine andere Reihenfolge gebietet. Im vorliegenden Fall sei aber auch die 

Grundstückseigentümerin Handlungsstörerin, weil sie ihren Verpflichtungen aus der Baugenehmigung 

nicht nachgekommen sei. Außerdem habe sie jederzeit Zugang zum Gebäude und könne daher ebenso 

effektiv handeln.  
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Die zwischen den Parteien streitigen Verpflichtungen aus dem Mietvertrag seien daher irrelevant. 

Schließlich sie die Anordnung auch verhältnismäßig und stelle gegenüber einer hier auch in Betracht 

kommenden Nutzungsuntersagung das mildere Mittel dar. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 

 

  



- 8 - 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof: Aberkennung des Ruhegalts wegen 

Betrugsstraftaten im Zusammenhang mit der Beihilfegewährung 

 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (im Folgenden VGH München) entschied mit Urteil vom 

05.07.2023 (16a D 21.1331), dass in Fällen des innerdienstlichen Betrugs zum Nachteil des Dienstherrn 

der Beamte regelmäßig aus dem Dienst zu entfernen und dem Ruhestandsbeamten deshalb das 

Ruhegehalt abzuerkennen sei, wenn im Einzelfall Erschwerungsgründe vorliegen, denen keine 

Milderungsgründe von solchem Gewicht gegenüberstehen, dass eine Gesamtbetrachtung den Schluss 

rechtfertige, der Beamte habe das Vertrauen endgültig verloren. 

 

Der Ruhestandsbeamte (im Folgenden: A.) war bis zu seiner am 01.09.2018 wegen Dienstunfähigkeit 

erfolgten Versetzung in den Ruhestand als Brandinspektor (Besoldungsgruppe A 9) bei der Stadt X 

eingesetzt. In den Beurteilungen 2007, 2011 und 2015 erreichte er jeweils das Gesamtergebnis „übertrifft 

deutlich die Anforderungen“ (zweitbeste von fünf Gesamturteilen). In den Jahren 2010, 2015 und 2016 

erhielt er Leistungsprämien. 

 

A. traf zeitlich vor seiner Versetzung in den Ruhestand mit einer Allgemeinärztin und einem 

Physiotherapeuten jeweils eine separate Vereinbarung, wonach diese Rechnungen für tatsächlich nicht 

erbrachte Leistungen erstellen. Die Ärztin erstellte daraufhin 18 Rechnungen über insgesamt 17.332 € 

und der Physiotherapeut 17 Rechnungen über insgesamt 11.020 €. Diese Rechnungen reichte der zu 

diesem Zeitpunkt zu 50% beihilfeberechtigte noch aktive Beamte bei der Beihilfestelle und seiner privaten 

Krankenversicherung ein, die jeweils anteilig die eingereichten Rechnungen erstatteten. 

 

Das Amtsgericht München verurteilte A. rechtskräftig wegen gemeinschaftlichen (schweren) Betrugs in 

über 30 Fällen gemäß § 263 Abs. 1, Abs. 3 Sätze 1 und 2 Nr. 1 Alt. 1 StGB (gewerbsmäßiger Betrug) zu einer 

Freiheitsstrafe von elf Monaten, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. 

 

Auf die Klage der Stadt X erkannte das Verwaltungsgericht München auf die Disziplinarmaßnahme der 

Aberkennung des Ruhegehalts. Die hiergegen gerichtete Berufung des A. zum VGH München blieb ohne 

Erfolg. Er habe ein inner- und außerdienstliches Dienstvergehen i. S. von § 47 Abs. 1 Sätze 1 und 2 

BeamtStG begangen, das die Aberkennung des Ruhegehalts rechtfertige. 

 

Durch die gemeinschaftliche Begehungsform habe A. das Regelbeispiel eines besonders schweren Falles 

des Betruges erfüllt und damit gegen die Pflicht zur Achtung der Gesetze (hier: § 263 Abs. 1 StGB), die 

Pflicht zu uneigennütziger Amtsausübung (§ 34 Satz 3 BeamtStG in der bis 06.07.2021 geltenden Fassung 

– BeamtStG a. F., entspricht § 34 Abs. 1 Satz 2 BeamtStG in der ab 07.07.2021 geltenden Fassung - 

BeamtStG n. F.) und zu achtungs- und vertrauenswürdigem Verhalten (§ 34 Satz 3 BeamtStG a. F = § 34 

Abs. 1 Satz 3 BeamtStG n. F.) verstoßen. 
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Mit seinem Verhalten zu Lasten der Beihilfestelle habe A. ein einheitliches Dienstvergehen gem. § 47 Abs. 

1 Satz 1 BeamtStG begangen. Diese Dienstpflichtverletzungen seien innerdienstlicher Natur, weil das 

pflichtwidrige Verhalten in das Amt und die damit verbundenen dienstlichen Pflichten des A. 

eingebunden gewesen sei. Beihilfeleistungen seien an den Status als Beamter geknüpft. 

 

Der VGH München hat hier bereits in dem innerdienstlichen Betrug ein schweres, die Entfernung aus dem 

Dienst und damit die Aberkennung des Ruhegehalts rechtfertigendes Dienstvergehen gesehen. Die bei 

der Verhängung der Höchstmaßnahme vorzunehmende auf die Beurteilung der Frage nach dem 

umfassenden Eintritt des Vertrauensverlustes im Hinblick auf den Dienstherrn und die Allgemeinheit 

gerichtete Gesamtabwägung (Prognoseentscheidung), in die die Schwere des Dienstvergehens , die 

persönlichen Verhältnisse des Beamten und sein sonstiges dienstliches Verhalten einzustellen sind, führt 

nach Auffassung des VGH München in Fällen des innerdienstlichen Betrugs zum Nachteil des Dienstherrn 

in der Regel zur Entfernung des Beamten aus dem Dienst.  

 

Allerdings sind dabei zugunsten des Beamten die von der Rechtsprechung anerkannten 

Milderungsgründe/Entlastungsgründe (z. B. freiwillige, vollständige und vorbehaltlose Offenbarung des 

Fehlverhaltens vor Tatentdeckung durch einen bisher unbescholtenen Beamten; einmalige 

persönlichkeitsfremde Augenblickstat; unverschuldete wirtschaftliche Notlage; „Entgleisung“ während 

einer negativen, inzwischen überwundenen Lebensphase; positives Nachtatverhalten) in die 

Gesamtbetrachtung des Dienstherrn einzubeziehen. Denen sind die Erschwerungsgründe 

gegenüberzustellen. Liegen Erschwerungsgründe vor und stehen diesen keine diese überwiegenden 

Milderungsgründe entgegen, rechtfertigt die vorzunehmende Gesamtbetrachtung den Schluss, der 

Beamte habe das Vertrauen insbesondere seines Dienstherrn endgültig verloren. 

 

Im vorliegenden Fall sah der VGH München Erschwerungsgründe in folgenden Umständen: Begehung 

eines im Hinblick auf die Gewerbsmäßigkeit besonders schweren Betrugs mit einem – hier wegen des 

Täter-Opfer-Ausgleichs reduzierten - Strafrahmen von sechs Monaten bis zu sieben Jahren und sechs 

Monaten, Verletzung der ggü. dem Dienstherrn bestehenden unbeschränkten Wahrheitspflicht, hoher 

beim Dienstherrn entstandener Schaden (18.058,43 Euro), 50 selbständige Straftaten des Beamten. 

 

Diesen Erschwerungsgründen standen nach Auffassung des Gerichts keine durchgreifenden 

Milderungsgründe zugunsten des A. gegenüber. Zwar sei das Nachtatverhalten des A. positiv zu 

bewerten. So habe A. den dem Dienstherrn und seiner privaten Krankenkasse entstandenen finanziellen 

Schaden umfassend beglichen. Die Begleichung des Schadens stelle aber keinen beachtlichen 

Milderungsgrund dar, weil die Wiedergutmachung erst nach Tataufdeckung vorgenommen wurde und 

A. ohnehin zivilrechtlich und hinsichtlich der Beihilfeleistungen beamtenrechtlich zur Rückzahlung 

verpflichtet gewesen sei. 
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Auch die fehlenden strafrechtlichen und disziplinarrechtlichen Vorbelastungen des A. sowie seine 

dienstlichen Leistungen führen nach Auffassung des VGH München im Hinblick auf die Schwere des 

Dienstvergehens nicht zur Verhängung einer milderen Disziplinarmaßnahme. Diese Umstände stellten 

das normale Verhalten zur Erfüllung der Dienstpflichten dar und seien nicht geeignet, die Schwere des 

Dienstvergehens derart abzumildern, dass bei einem Beamten, der das in ihn gesetzte Vertrauen von 

Grund auf erschüttert habe, von einer Entfernung aus dem Dienst abgesehen werden könne. 

 

Da somit das Verhalten des A. bei einem aktiven Beamten zu seiner Entfernung aus dem Dienst geführt 

hätte, war ihm nach Versetzung in den Ruhestand das Ruhegehalt abzuerkennen (Art. 14 Abs. 2 Satz 2 

BayDG = § 13 Abs. 2 Satz 2 SächsDG, § 13 Abs. 2 Satz 3 DG LSA). 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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OVG Münster: Anspruch auf Nutzung einer kommunalen Einrichtung 

 

Das Oberverwaltungsgericht in Münster hat mit Beschluss vom 22.03.2023 – 15 B 244/23 über den 

Anspruch auf Nutzung einer kommunalen Einrichtung zu entscheiden. 

 

Die Gemeinde verfügte, betrieben von einer kommunalen Gesellschaft, über eine Veranstaltungshalle, 

deren Widmungszweck darin bestand, Veranstaltungen aller Art, insbesondere Messen, Ausstellungen, 

Tagungen und Kongresse, Kultur-, Sport- und Unterhaltungsveranstaltungen, durchzuführen oder deren 

Durchführung zu ermöglichen. Der Gemeinderat hatte einen zusätzlichen Beschluss gefasst, in dem er 

sich einer Grundsatzerklärung eines Netzwerks zur Bekämpfung von Antisemitismus anschloss, wonach 

u.a. Organisationen, Vereinen und Personen, die etwa den Holocaust leugnen oder relativieren, die 

Existenz Israels als jüdischen Staat delegitimieren, zu antijüdischen oder antiisraelischen Boykotten 

aufrufen, diese unterstützen oder entsprechende Propaganda verbreiten oder die anderweitig 

antisemitisch agieren, keine Räumlichkeiten oder Flächen zur Verfügung gestellt werden sollen. Auf 

dieser Grundlage verweigerte die kommunale Gesellschaft die Nutzung der Veranstaltungshalle für einen 

Vortrag zu den Ursachen des Ukrainekriegs. 

 

Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen verpflichtete die Gemeinde, auf die kommunale Gesellschaft 

dahingehend einzuwirken, der Antragstellerin die Halle für den Vortrag zur Verfügung zu stellen. Die 

Beschwerde der Gemeinde hiergegen wies das Oberverwaltungsgericht Münster ab. 

 

Stellt eine Kommune eine öffentliche Einrichtung im Rahmen der jeweiligen Widmung für die 

Durchführung von bestimmten Veranstaltungen zur Verfügung, entstehe dadurch ein 

Gleichbehandlungsanspruch aus Art. 3 GG in Verbindung mit dem Grundsatz der Selbstbindung der 

Verwaltung. Der Widmungszweck der Halle umfasste hier grundsätzlich auch den Vortrag zum 

Ukrainekrieg. Das Gericht hat offengelassen, ob der ergänzende Gemeinderatsbeschluss überhaupt eine 

Einschränkung des Widmungszwecks darstellt. Eine Widmungsbeschränkung mit dem Inhalt der 

wiedergegebenen Grundsatzerklärung sei in dieser Allgemeinheit, soweit sie über einen 

(deklaratorischen) Ausschluss strafbaren Verhaltens hinausgeht, unwirksam. Sie verstoße gegen die 

grundrechtlichen Gewährleistungen der Meinungsfreiheit, weil sie nachteilige Rechtsfolgen, nämlich den 

Ausschluss von der Nutzung öffentlicher kommunaler Einrichtungen, an Meinungsäußerungen mit 

einem bestimmten Inhalt knüpfe, und zwar nicht nur solche, die strafbar sind. Dieser Grundrechtseingriff 

sei nicht gerechtfertigt, weil eine Beschränkung nur durch allgemeine Gesetze möglich sei. Der 

Gemeinderatsbeschluss erfülle diese Voraussetzungen nicht, weil er nicht meinungsneutral sei. Im 

Übrigen war nichts dafür erkennbar, dass bei der konkreten Veranstaltungen Rechtsverstöße zu erwarten 

waren. Die Gemeinde musste die Halle zur Verfügung stellen. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht  
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Sächsisches Oberverwaltungsgericht: Kompetenzstreit zwischen Bürgermeister und 

Gemeinderat 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (im Folgenden: OVG Bautzen) hat mit Beschluss vom 26.06.2023 

(4 B 97/23) entschieden, dass der Bürgermeister Verhandlungsgegenstände nicht auf die Tagesordnung 

des Gemeinderats setzen muss, für die keine Organzuständigkeit des Gemeinderats besteht, sondern 

Angelegenheiten betreffen, für die allein der Bürgermeister zuständig ist. Falle ein 

Verhandlungsgegenstand in den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters, könne eine Zuständigkeit des 

Gemeinderats dennoch gegeben sein, wenn gleichzeitig das Recht des Gemeinderats betroffen sei, seine 

inneren Angelegenheiten selbst zu organisieren. In einem solchen Fall müsse der Bürgermeister 

entsprechende Verhandlungsgegenstände auf die Tagesordnung des Gemeinderats setzen. 

 

Gegenstand des Verfahrens war der Antrag einer Fraktion im Stadtrat der Stadt D., den 

Oberbürgermeister im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, den 

Verhandlungsgegenstand „Eilantrag zur Vermeidung einer Reise des gesamten Stadtrates nach 

Mannheim“ unverzüglich auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Stadtrates zu setzen. Nr. 1 des 

Verhandlungsgegenstandes lautete: „Statt der vom Oberbürgermeister geplanten Reise des gesamten 

Stadtrates nach Mannheim am 07./09.07.2023 wird eine Delegation von maximal zehn Stadträtinnen 

und Stadträten entsandt.“ Der Oberbürgermeister hatte den gesamten Stadtrat zu dieser Reise 

eingeladen. Sie diente der Vorbereitung der Entscheidung über eine BUGA-Bewerbung der Stadt. Darüber 

hinaus verfolgte der Oberbürgermeister mit dieser Einladung – nach den Feststellungen des OVG Bautzen 

„vielleicht vor allem“ - den Zweck, die Kommunikation zwischen Oberbürgermeister und Rat sowie 

zwischen den Ratsmitgliedern zu fördern und das Arbeitsklima zu verbessern. Das Verwaltungsgericht 

Dresden lehnte den Antrag der Fraktion mit Beschluss vom 12.06.2023 (7 L 339/23) ab. Die dagegen von 

der Fraktion zum OVG Bautzen eingelegte Beschwerde hatte Erfolg. 

 

Wird ein Antrag auf Aufnahme eines Verhandlungsgegenstandes auf die Tagesordnung einer Sitzung des 

Gemeinderates gestellt, komme dem Bürgermeister ein formelles Vorprüfungsrecht (etwa hinsichtlich 

Form und Frist sowie der Voraussetzungen des § 36 Abs. 5 Satz 1 SächsGemO) zu. Ein materielles 

Vorprüfungsrecht komme für ihn aufgrund der ausdrücklichen Regelung in § 36 Abs. 5 Hs. 2 SächsGemO 

nur bezüglich der Zuständigkeit des Gemeinderates für den Verhandlungsgegenstand in Betracht. Ein 

weitergehendes materielles Vorprüfungsrecht stehe ihm grundsätzlich nicht zu. 

 

Die Reise des Stadtrates könne, so das OVG Bautzen, als besondere Sitzungsvorbereitung mit vertieften 

Informationsmöglichkeiten verstanden werden. Insoweit komme die ausschließliche Zuständigkeit des 

Oberbürgermeisters nach § 52 Abs. 1 SächsGemO in Betracht, wonach der Bürgermeister die Sitzungen 

des Gemeinderats und der Ausschüsse vorbereitet. 
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Da jedoch die Reise nicht nur der Vorbereitung einer Sitzung, sondern auch der Förderung der 

Kommunikation zwischen Oberbürgermeister und Rat sowie zwischen den Ratsmitgliedern 

sowie der Verbesserung des Arbeitsklimas gedient habe, habe es sich bei der Reise um eine 

Veranstaltung gehandelt, die gleichzeitig das Recht des Stadtrates aus § 38 Abs. 2 SächsGemO 

betrifft, seine inneren Angelegenheiten selbst zu organisieren. Eine Veranstaltung zur 

Verbesserung der Kommunikation zwischen Oberbürgermeister und Rat oder gar zwischen den 

Ratsmitgliedern falle ersichtlich nicht in die alleinige Zuständigkeit des Oberbürgermeisters. 

Das Recht des Stadtrates zur Regelung seiner inneren Angelegenheiten umfasse auch das Recht, 

eine solche, vom Oberbürgermeister initiierte Reise für den Stadtrat insgesamt durch 

Mehrheitsentscheidung abzulehnen oder zu modifizieren. Es liege auf der Hand, dass das 

betroffene Organ sich mit einer für eben dieses Organ geplanten Aktivität selbst befassen und 

dazu ggf. Beschlüsse treffen dürfe. Alles Andere liefe nicht nur § 38 Abs. 2 SächsGemO, sondern 

auch dem Grundsatz des organfreundlichen Verhaltens zuwider. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Bundesverwaltungsgericht: Ungültigkeit einer Bewohnerparkgebührensatzung 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 13.06.2023 (9 CN 2.22) u. a. entschieden, dass die 

Kriterien, nach denen die Gebühren für das Ausstellen von Bewohnerparkplätzen festgesetzt werden 

können, abschließend in § 6a Abs. 5a Satz 3 Straßenverkehrsgesetz (StVG) geregelt sind. 

Bewohnerparkgebühren seien danach nur zum Zwecke der Kostendeckung und des Vorteilsausgleichs 

zulässig. Klimapolitische Lenkungszwecke und soziale Zwecke dürften dagegen nicht zur Rechtfertigung 

der Gebührenhöhe herangezogen werden.  

 

Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Normenkontrollverfahrens war eine Satzung der Stadt 

Freiburg im Breisgau über die Erhebung von Bewohnerparkgebühren. Danach betrug die Gebühr für das 

Ausstellen eines Bewohnerparkausweises jährlich 360 Euro. Bei Fahrzeugen mit einer Länge von weniger 

als 4,21 m betrug die jährliche Gebühr 240 Euro und bei Fahrzeugen mit einer Länge von mehr als 4,70 m 

480 Euro. Für Personen, die Leistungen nach SGB II, SGB XII, Kriegsopfer (Bundesversorgungsgesetz) und 

AsylbLG sowie Personen, die Wohngeld erhalten, wurde die Gebühr in Höhe von 25% der sich nach der 

Länge des Fahrzeugs richtenden Gebührenhöhe festgesetzt. Vergleichbare Regelungen gab es auch für 

Menschen mit Behinderungen. 

 

§ 6a Abs. 5a Satz 1 Straßenverkehrsgesetz (StVG) bestimmt, dass die nach Landesrecht zuständigen 

Behörden Gebühren für das Ausstellen von Parkausweisen für Bewohner städtischer Quartiere mit 

erheblichem Parkraummangel erheben können. Nach § 6a Abs. 5a Satz 2 StVG werden die 

Landesregierungen ermächtigt, für die Festsetzung der Gebühren Gebührenordnungen zu erlassen. Nach 

Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts ermächtigt die Norm zum Erlass von Rechtsverordnungen. 

Werde diese Ermächtigung nach § 6a Abs. 5a Satz 5 StVG auf Gemeinden als örtliche oder untere 

Straßenverkehrsbehörden weiter übertragen, könnten die Gemeinden die Gebührenordnungen nur als 

Rechtsverordnungen erlassen. Eine Ausgestaltung der Gebührenordnungen als Satzung sei rechtlich nicht 

zulässig. 

 

Die bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigenden Kriterien sind nach Auffassung des 

Bundesverwaltungsgerichts abschließend in § 6a Abs. 5a Satz 3 StVG geregelt. Die Norm ermögliche 

allein, bei der Festsetzung der Gebühren neben den Verwaltungskosten den mit der Ausstellung des 

Bewohnerparkausweises vermittelten Vorteil zu berücksichtigen. Dies schließe klimapolitische 

Lenkungszwecke und soziale Zwecke zur Rechtfertigung der Gebührenhöhe aus.  

 

Mit diesem Maßstab vereinbar hält das Bundesverwaltungsgericht allein die Regelung über die 

unabhängig von der Länge eines Fahrzeugs festgesetzte jährliche Gebühr in Höhe von 360 Euro. Es sieht 

insbesondere in der Höhe der Gebühr keinen Verstoß gegen das Äquivalenzprinzip. Die Gebührenhöhe 

stehe in keinem groben Missverhältnis zum Gebührenzweck des in § 6a Abs. 5a StVG geregelten 

Vorteilsausgleichs. Dieser lasse sich anhand derjenigen Kosten abschätzen, die den Bewohnern 
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entstünden, wenn sie nicht über die durch den Bewohnerparkausweis eröffneten Parkmöglichkeiten 

verfügten. Zu diesen Kosten gehörten etwa die Mietkosten für private Dauerparkplätze, die Kosten für die 

Herstellung und Unterhaltung eines eigenen privaten Stellplatzes oder die Parkgebühren auf öffentlichen 

Wegen und Plätzen, von denen die Inhaber eines Bewohnerparkausweises befreit seien. Diese Kosten 

hätten im Jahr 2022 jeweils ein Vielfaches der Jahresgebühr von 360 Euro betragen, so dass kein grobes 

Missverhältnis zwischen der Höhe der Gebühr und dem durch die Erteilung von Bewohnerparkausweisen 

vermittelten Vorteil bestanden habe. 

 

Die Gebühr in Höhe von 360 Euro sei auch nicht deshalb rechtswidrig, weil der Verwaltungsaufwand für 

die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises nach den einschlägigen Gebührenregelung der Stadt 

zwischen 10,20 Euro und 30,70 Euro betragen habe. Die Gebühr habe damit das 35,3-Fache bzw. 11,7-

Fache der zu deckenden Kosten betragen. Damit habe die Stadt aber nicht gegen die das Verbot der 

Abkoppelung der Gebührenhöhe von den Kosten der öffentlichen Listung gezogenen Obergrenze der 

Gebührenbemessung verstoßen. Zwar habe das Bundesverfassungsgericht Gebühren als 

verfassungswidrig angesehen, die das 12-Fache des Verwaltungsaufwands betragen hätten. Dabei hätte 

es sich aber um Fälle gehandelt, in denen die Kostendeckung der alleinige Gebührenzweck gewesen sei. 

Bei den Gebühren für das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises sei aber neben dem Zweck der 

Deckung der Verwaltungskosten auch der Vorteilsausgleich Zweck der Gebühr. Der mit dem Ausstellen 

der Bewohnerparkausweise verbundene Verwaltungsaufwand sei nicht ohne jegliche Auswirkungen auf 

die Gebührenhöhe geblieben. Bei gebühren von 360 Euro würden Kosten in einer Größenordnung von 

10,20 Euro und 30,70 Euro einen spürbaren Beitrag zur Gebührenhöhe leisten, der sich nicht erst „hinter 

dem Komma“ auswirke. 

 

Die nach der Länge der Fahrzeuge differenzierenden und damit klimapolitischen Lenkungszwecken 

dienenden Regelungen (240 Euro und 480 Euro) und die Regelungen über die Reduzierung der Gebühren 

aus sozialpolitischen Erwägungen seien dagegen rechtswidrig, weil sie nicht mehr mit dem 

Gebührenzweck des Vorteilsausgleichs gerechtfertigt werden könnten. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 

 

 


